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I . Verordnungen und Entscheidungen.
L.

Androhung der Bermindernng der Wasserabgabe
anlässlich eines Rückstandes von Wassermehr-

verbrauchsgebnren.

Entscheidung des k. k. Venvaltungsgerichtshofcs vom 14 . Mai !
1901, Nr. 2920 (M.-Z. 1745/VII.) :

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.
Senats -Präsidenten Marquis Bacqnehem  in Gegenwart der Räche des
k. k. Verwaltungsgerichtshofes Dr . Zistler , Zenker,  Ritter v. S ch n r d a,
Truxa,  dann des Schriftführers k. k. Gerichts -Adjuncten Dr . Freiherrn v.
Rnmler,  über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Ent-
scheidnug des k. k. Ministeriums des Innern vom 2 . Juli I960 , Z . 14031,
betreffend den Wasserbezug des Hauses Nr . 10 der Neustiflgasse in Wien nach
der am 13 . April 1901 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung,
und zivar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Aus¬
führungen des Dr . Theodor Starke !, Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien,
für die Beschwerde , des k. k. Ministerial -Secretärs Edlen v. Pflüg  l , für
das belangte Ministerium , und des Dr . Ritter v. O f e n h e i m , Hof - und
Gerichtsadvocaten in Wien , für die mitbetheiligten Parteien , zu Recht erkannt : s

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheid » n gsgründe:

Mit dem Decrete des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Wiener
Gemeindebezirk vom 19 . Mai 1897 , Z . 9812 , wurden die Eigenthümer des
Hauses Nr . 10 in der Neustiftgasse zur Zahlung rückständiger Wassermehr-
verbranchsgebüren im Gesammtbetroge von 28 fl. 92 kr. mit dem Bedeuten
ansgesordert , dass nach Ablauf der hiezn gestellten I4lägigen Frist die Ein¬
bringung dieses Betrages im gerichtlichen Wege veranlasst und gleichzeitig die
Absperrung der Wasserausläufe in diesem Hause mit Ausnahme eines Parterre-
Auslaufes durchgeführt werden müsste.

Anlässlich der hiegegen von den Hauseigenthümern eingebrachten Be¬
schwerde hat die k. k. n .-ö. Stallhalterei mit der Entscheidung vom 28 . Juni
1899 , Z . 56644 , ausgesprochen , dass durch obige Verfügung des magistratischen
Bezirksamtes weder der Wirkungskreis der Gemeinde überschritten , noch gegen
ein bestehendes Gesetz verstoßen worden sei.

Dem gegen diese Statthalterel -Entscheidung von Dr . Adolf Ritter v.
Osenhciin  im eigenen Namen und namens der übrigen Miteigenthümer
des Hauses Nenstiftgasse Nr . 10 überreichten Recurse hat das k. k. Ministerium
des Innern laut Erlasses vom 2. Juli 1900 , Z . 14031 , insoweit der Recnrs
die erfolgte Erinnerung zur Zahlung der in Rede stehenden Gebürenrückständ:
und die Androhung ihrer Einbringung im gerichtlichen Wege zum Gegenstände
hat , keine Folge zu geben befunden , weil der bezügliche Theil des bezirks¬
ämtlichen Dekretes sich nicht als eine Entscheidung oder Verfügung , sondern
nur als ein gegen die Beschwerdeführer erhobener Anspruch wegen Wasser-
mehrverbrauches , beziehungsweise als eine Eininahnung darstelle . Dagegen
wurde über den Rekurs im Punkte der angedrohten Absperrung der Wasser¬
ausläufe im fraglichen Hause unter Behebung der bezüglichen Ausführungen

der Statthalterei -Entscheidung ausgesprochen , dass durch diese Androhung das
Gesetz insofern verletzt worden sei, als die zur Einbringung der Wassergebüren-
rückstände in Aussicht gestellte , in der Absperrung der Wasserausläufe gelegene,
wenn auch nur partielle Entziehung der zngestandenen Benützung einer Ge-
meindeanstalt sich als eine gesetzlich nicht zulässige Executionsmaßregel darstelle.

Gegen diesen zweiten Theil der Entscheidung des Ministeriums des
Innern ist die nun vorliegende Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gerichtet.

Die Ausführungen derselben gehen dahin , dass genau zu unterscheiden
sei zwischen dem normalen Verbrauche von Wasser und dem Mehrverbranche
desselben , und dass in Betreff des im vorliegenden Falle in Betracht kommenden
Mehrverbrauches es sich weder um einen ans öffentlichen Rücksichten zn-
stehenden , noch um einen freiwillig zugrstandenen Wasserbezug , sondern einfach
um eine Entnahme ohne Rechtstitel handle , die daher nicht nur ein Recht der
Gemeinde auf angemessene Entschädigung begründe , sondern auch auf jede
sonst geeignete Art hintangehalten werden dürfe . Durch die seitens des magi¬
stratischen Bezirksamtes angedrohte Absperrung der Wasserausläufe werde keine
Execntio » verfügt , und es werde durch dieselbe auch nicht jenes Wasser ver¬
weigert , das dem Hause ans sanitären und öffentlichen Rücksichten zn-
kommen müsse.

Bei der Entscheidung über diese Beschwerde musste sich der Berwaltungs-
gerichtshof zunächst gegenwärtig halten , dass der vorliegende Streitgegenstand
nicht eine Var dem Stadtrathe angefochtene und so gemäß Z 73 und H 82 des
Wiener Gemeindestatnts vom 19 . Deccmber 1890 , beziehungsweise ZH 80 und 89
des neuen Statuts vom 24 . März 1900 im autonomen Jnstanzenzuge ans¬
getragene Angelegenheit betrifft , sondern dass der angefochtene Ministerial-
Erlass sich als eine in Ausübung des staatlichen Aussichtsrechtes gemäß Z 107
des Gemeindestatnts vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , aus einem
concret ausgeführten Grunde verfügte Sistierung des eingangs angeführten
Bescheides des magistratischen Bezirksamtes darstellt , und dass mithin die hier¬
gerichtliche Cognition auf die Frage beschränkt werden musste , ob der seitens
der belangten Behörde geltend gemachte Sistierungsgrund gesetzlich be¬
gründet sei.

Das k. k. Ministerium des Innern begründet nun seine Verfügung
durch die Annahme , dass die angedrohte Absperrung der Stockwerksausläufe
als eine zur Hereinbringnng der für frühere Quartale von der Commune
aufqerechncten Wafsermehrverbranchsgebüren bestimmte Executionsmaßregel an-
znsehen und demnach unzulässig sei.

Dieser Auffassung vermochte jedoch der Verwaltungsgerichtshof nicht
beiznpflichten , denn es steht ihr im vorliegenden Falle die Thatsache entgegen,
dass das magistratische Bezirksamt in dem den Streit veranlassenden Bescheide
den mitbetheiligten Hausbesitzern gegenüber ganz unzweideutig die Stellung
einer nach dem Civilrechte fordernngsberechtigten Partei eingenommen hat,
indem es die letzteren zwar zur Zahlung der aufgerechneten Mehrverbrauchs-
gebüren aufforderle , durch die gleichzeitig in Aussicht gestellte gerichtliche Ein¬
klagung aber deutlich zum Ansdrucke brachte , dass der mitbetheiligten Partei
die Geltendmachung aller ihr znstehenden Einwendungen gegen die Zahlungs-
Pflicht vor dem ordentlichen Richter offen bleibt und dass es mithin bei ihr
steht, die eingeforderte Zahlung nicht zu leisten , wenn sie mit diesen ihren
Einwendungen im Rechtswege obzusiegen vermeint . Da sich also die vom
magistratischen Bezirksamte vertretene Commune in diesem Bescheide bezüglich
ihrer Forderung dem von ihr im Falle der Zahlungsverweigerung an-
zurufenden Spruch des ordentlichen Richters selbst unterwirft , so kann doch
unmöglich gesagt werden , dass sie mit der dieser Parteierklärung beigefügten
Androhung einer Restriugiernng der Wasserabgabe an die mitbetheiligten
Hausbesitzer eine exekutive Eintreibung ihrer Forderung — und nur dann
könnte von einer Executionsmaßregel gesprochen werden — vornimmt.
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Es mag zugegeben werden , dass diese Androhung eine directe Beeinflufsung
der mitbetheiligten Partei bezweckte, damit diese der Forderung der Gemeinde
leinen Widerstand entgegensetze und sich, wenn sie anch weiterhin aus der
städtischen Wasserleitung mehr als das normale Wasserquantum beziehen will,
den hiefür in dem kundgemachten Regulative vorgeschriebenen Bedingungen säge.

Allein das magistratische Bezirksamt , welches seine an die mitbetheiligten
Hausbesitzer erlassene Verfügung ausdrücklich als einen Act des selbständigen
Wirkungskreises bezeichnet ?, ist hiebei nicht als die zur exekutiven Herein¬
bringung von Geldforderungen der Gemeinde berufene Behörde , sondern als
das mit der Verwaltung der Communal -Wasserleitung und mit der Wahrung
der Interessen dieser Gemeindeanflalt betraute Communalorgan eingeschritten.
Es hat den Besitzern des eingangs genannten Hauses für den Fall , als diese
die von der Commune für die Benützung der Wasserleitung erlassenen Be¬
stimmungen und speciell jene Bedingungen nicht acceptieren , unter welchen
sich die Commune in der Magistratsknudmachung Z . 70713 sx- 1876 , respeciive
Z . 35109 ex 1894 , verpflichtet balle , über die im Z 1 dieser Kundmachung
festgesetzte normale Wassermenge hinaus Wasser für den außergewöhnlichen
Bedarf abzugeben , in Aussicht gestellt , dass eine Einschränkung der Wasser¬
abgabe an dieses Haus einlreten wird . Diese Verfügung wurde jedoch von
der Staatsbehörde einzig und allein aus dem Grunde beanständet und nur
insofern als gesetzwidrig bezeichnet , als sie nach Ansicht des k, k. Ministeriums
des Innern eine nicht zulässige Executionsmaßregel involviert.

Darüber aber , ob die Commune nach dem Gesetze oder nach der er¬
wähnten Kundmachung unbedingt verpflichtet sei, der mitbetheiligten Partei
einen unbeschränkten Wasserbezug und speciell auch ans den Stockwerls-
austäufen zu gewähren , oder ob die Gemeinde berechtigt sei, die Abgabe des
außergewöhnlichen Wasserquantums von der vorherigen Anmeldung oder von
der Bereitwilligkeit der Partei zur Zahlung der Wassermehrverbranchsgebüren
abhängig zu machen , wurde in dem angefochtenen Ministerial -Erlasse über¬
haupt nicht abgesprochen , und es ist die Sistierung der Androhung des magi¬
stratischen Bezirksamtes nicht etwa aus dem Grunde erfolgt , dass die an-
gedrohtc Maßnahme selbst und an sich als eine gegen das Gesetz verstoßende
angesehen worden wäre.

Der Verwaltungsgerichtshof musste sich daher nach den vorausgeschickten
Bemerkungen über den Umfang der ihm im vorliegenden Falle zustehenden
Cognition eines Abspruches über diese Fragen umsomehr enthalten , als die¬
selben den Gegenstand der angefochtenen Entscheidung nicht gebildet haben,
und sohin aus administrativem Wege nicht ausgetragen stnd.

Da aber der von der Staatsbehörde gellend gemachte einzige Sisüerungs-
grund nach den vorstehenden Ausführungen als nicht zutreffend erkannt wurde,
so musste der Gerichtshof noch Z 7 des Gesetzes vom 22 . Octobcr 1885,
R, - G, - Bl . Nr , 36 ex 1876 zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidung
gelangen.

S.

Die Leitung der n. o. Landes -Gebär - uud Findel¬
anstalt.

Note des n.-ö. Landesausschusses vom 24 , Mai 1901,
Z . 25350/11 (M .-Z , 49121 ) :

Der n, - ö, Landesausschuss hat in seiner Sitzung vom 22 , Mai 1901
den Beschluss geiasst , den Direktor der n .-ö. Landes -Gebär - und Fiudelanstalt
in Wien , k, k. Regierungsrath Dr . Ernst Braun , über dessen Ansuchen mit
1 , Juni 1901 in den bleibenden Ruhestand zu versetzen , von einer Neubesetzung
der durch die Pensionierung des Direktors Dr , Ernst Braun zur Er¬
ledigung kommenden Stelle eines Direktors der n .-ö, Landes -Gebär - und
Fiudelanstalt für die Zeit bis zur Durchführung der in Aussicht genommenen
Neuregelung der Verhältnisse bezüglich der n, - ö. Landes -Gebär - und Findel¬
anstalt abzusehen und bis auf weiteres mit der Versehung der aus die n, -ö,
Landes -Gebäranstalt bezughabenden , im Statut für die n, -ö. Landes -Gebär-
und Fiudelanstalt präcisierten Functionen des Direktors der n . -ö, Landes-
Gebär - und Findelanstalt den Professor der k, k. Hebammen -Lehranstalt in
Wien Dr , Ludwig Piskaeek , mit der Versehung der auf die n .-ö. Landes-
Findelanstalt bezughabenden Agenden des Direktors der n, -ö. Landes -Gebär-
und Findelanstalt aber den ärztlichen Inspektor der n, - ö. Landes -Findlings-
pstege Dr , Gustav Rieth  er zu betrauen.

Es werden demnach von nun an bis zu einer eudgiltigen Regelung der
bezüglichen Verhältnisse die Direclionsagenden der n .-ö, Landes -Gebäranstalt
von jenen der n, - ö. Landes -Findelanstalt getrennt behandelt werden.

Die Verwaltungsgeschäste beider Anstalten bleiben vorläufig vereinigt.
Die Amtszeichnung der Direktion wird in Hinkunst lauten:

Für die n .-ö. Landes - Gebäranstalt:
,,Die Leitung der n .-ö. Landes -Gebäranstalt,"

Für die n .-ö . Landes - Findelanstalt:
„Die Leitung der n .- ö, Landes -Findelanstalt ."
Die Verwaltung wird wie bisher zeichnen:
„Die Verwaltung der n .- ö. Landes -Gebär - und Findelanstalt ."
Hievon wird der Magistrat der k, k. Reichshaupt - und Residenzstadt

Wien mit dem Ersuchen um Verständigung der städtischen Ämter in
Kenntnis gesetzt.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt zur eigenen Kenntnisnahme
und Verständigung der Herren städtischen Bezirksärzte und städtischen Ärzte
verständigt.

».
Biehmärkte -Kalendarium.

Erlass der k, k n, -ö. Statthallerei vom 18. Juni 1901,
Z . 49796 (M .-Z . 51081/LV ) :

Wiederholt ist in Kreisen von Landwirten und Viehhändlern auf den
höchst nachtheilig empfundenen Mangel eines authentischen Verzeichnisses der
in den einzelnen Ländern stattstndenden Biehmärkte hingewiesen und dem
Wunsche nach einer diesfälligen Abhilfe Ausdruck gegeben worden.

Jüngst wieder hat diese Angelegenheit den Centralansschuss der k. k.
Landwirtschafts -Gesellschaft für Kärnten beschäftigt , welcher neuerdings das
Fehlen eines derartigen Verzeichnisses bemängelte und den Beschluss fasste,
sich an die k, k, Landesregierung mit der Bitte um Zusammenstellung eines
solchen , auch die durchschnittlichen Auftriebsziffern der einzelnen Märkte berück¬
sichtigenden Verzeichnisses zu wenden.

Diesen Beschluss der genannten k. k. Landwirtschafts -Gesellschaft und die
hieran in landwirtschaftlichen Zeitungen geknüpften Bemerkungen lassen darauf
schließen , dass den Jnteressentenkeisen die thatsächliche Erfüllung dieses seit
Langem gehegten Wunsches durch die Veröffentlichung des im Beiblatte zum
Verorduungsblatte des k. k, Ministeriums des Innern seit April 1901 monatlich
erscheinenden ausführlichen Viehmärkte -Kalendarinms bisher unbekannt ge¬
blieben ist.

Über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 31 , Mai 1901,
Z . 20628 , ergeht daher hiemit an alle k, k, Bezirksbauptmaunschaften , den
Wiener Magistrat und die Stadträthe Wiener - Neustadt und Waidhofeu an der
Abbs die Weisung , in geeigneter Weise , dort wo Amtsblätter bestehen auch
durch dieselben , auf das Erscheinen des Beiblattes zum Verorduungsblatte des
k, k, Ministeriums des Innern hinzuweisen , hiebei speciell die Aufmerksamkeit
der Landwirte , Viehhändler , Viehexporteure , Fleischhauer , Fleischselcher rc. im
Wege der landwirtschaftlichen Corporationen , beziehungsweise der betreffenden
Genossenschaften auf den Bestand des Viehmärtte -Kalendariums zu lenken und
hervorznheben , dass diese Publikationen den Interessentenkreisen mit Rücksicht
auf den mäßigen Pränumerationspreis des erwähnten Beiblattes von 3 L
für Behörden , öffentliche Ämter und deren Beamte und von 4 L für sonstige
Pränumeranten pro Jahr ungemein leicht zugänglich gemacht sind.

!I. NornmtivtiestililmnlUM.
Hemeinderaih:

4.

Zusatzbestimmuugen zn den über die freie Bauweise
festgesetzten Normen.

Zufolge Beschlusses des Wiener Gemeinderathes vom II , Juni 1901,
Z . 10604 ox 1899 , haben in den vom Wiener Gemeinderathe für eine be¬
sondere Art der Verbauung mit Wohnhäusern nach Z 82 der Wiener Bau¬
ordnung in Aussicht genommenen Gebietstheilen hinsichtlich der Verbauung
in geschlossenen Fronten oder einzeln stehend, sowie hinsichtlich des zwischen
den einzelnen Gebäuden mindestens zn belassenden Zwischenraumes folgende
Bestimmungen zu gelten:

1, Die geschlossene Verbauung findet in diesen Gebieten nur statt:
a ) in den vom Wiener Gemeinderathe für die geschlossene Verbauung aus¬

drücklich in Aussicht genommenen Straßen und Plätzen dieses Gebietes;
b ) im Falle der Kuppelung zweier Wohnhäuser ; über mehr als zwei Wohn¬

häuser darf sich die Kuppelung nicht erstrecken, und es darf die Gesammt-
frontlänge beider Wohnhäuser nicht mehr als 36 in betragen ; die
Kuppelung setzt das Einverständnis der beide » Grundeigenthümcr voraus,
jedoch kann , wenn eines der beiden zu kuppelnden Häuser erbaut ist,
das zweite nicht mehr anders , als im Anschlüsse an das erste gebaut
werden;

o) bei Grundstücken , welche schon dermalen in der ganze » Front verbaut
sind und bei welchen ein Umbau ohne Abtheilnng auf mehrere Bau¬
stellen staltfindet;

ä ) bei unverbauten oder an der Front nur theilweise verbaute » Grund¬
stücken, welche, an der Baulinie gemessen, weniger als 10 m Front be¬
sitzen, vorausgesetzt , dass die betreffenden Grundstücke nicht durch eine
seit 3 , März 1899 erfolgte Grundabtheilung entstanden sind,
2 , In allen übrigen Fällen hat die Verbauung mit Belaffung eines

Zwischenraumes zwischen dem Gebäude und den Nachbargrenzen zu beiden
Seiten (bei gekuppelten Bauten an der Seite , wo eine Kuppelung nicht statt¬
findet ) zu geschehen.

Das Maß des mindestens zu belassenden Zwischenraumes beträgt bei
gekuppelten Bauten : 3 m , wenn die Frontlänge des Grundstückes , an der
Baulinie gemessen , höchstens 15 m , 4 m , wenn sie 16 bis 20 m, 5 m , wenn sie
21 bis 25 in , 6 m , wenn sie 26 bis 30 m , ein Drittel der Frontlänge , wenn
diese mehr als 36 m ausmacht.

Beträgt die Frontlänge des Grundstückes mehr als 15 , beziehungsweise
20 , 25 oder 30 m , aber weniger als 16 , beziehungsweise 21 , 26 oder 36 in,
so ist der Seitenabstand so zu bemessen , dass die Länge der Gebäudefroul
noch 12, beziehungsweise 16 , 20 oder 24 m ausmacht.
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Bei nicht gekuppelten Bauten hat die Summe der beiden Seitenabstände
das oben angegebene Maß des Seitenabstandes für gekuppelte Bauten mindestens
zu erreichen , es darf aber keiner der beiden Seitenabstände weniger als 3 in
betragen.

Insofern durch vorausgegangene Anordnungen die Belastung eines
Zwischenraumes von geringerer als der oben angegebenen Breite angeordnet
worden ist, wird hieran durch vorstehende Bestimmungen nichts geändert.
lM .-Z . 164766 er 1899/IX .)

Magistrat:
5 .

Zur Vermeidung der Abhaltung von Commissionen
während der Vormittagsstunden.

Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 10 . Juni
1901 , M .-D .-Z . 1207:

Es ist zu meiner Kenntnis gelangt , dass oftmals Commissionen während
der Vormittagsstunden abgehalten werden.

Hiedurch werden jedoch einerseits die städtischen Beamten ihrer Thätigkeit
im Amte entzogen , andererseits ist es unter Umständen den gewählten
Functionären , welche oft den Commissionen beigezogen werden , infolge ihres
Berufes unmöglich , an den Commissionen theilzunehmen.

Ich sehe mich daher veranlasst , die Bestimmungen des Z 15 s des Nor¬
males über die den städtischen Beamten zukommenden Augenscheinsgebüren rc.
in Erinnerung zu bringen , nach welchen die Amtsvorstände unter ihrer eigenen
Verantwortung verpflichtet sind , dafür Sorge zu tragen , dass die Commissionen
in der Regel für die Nachmittage anberaumt werden.

Es ist jedoch hiebei die Stunde des Beginnes der Commissionen derart
zu wählen , dass die städtischen Beamten nicht verhindert sind, das Mittagmahl
zu Hause einzunehmen , und dass sich die Dauer der Commission voraussichtlich
nicht bis in die Nachtzeit (nach 6 Uhr abends ) ausdehnt , damit eine Mehr¬
belastung der städtischen Finanzen vermieden wird.

«
Feststellung der Umgangssprache der städtischen

Bediensteten.
Erlass des Magistrats -Vicc-Directors Dr . Weiskirchiier

vom 17. Juni 1901 , M .-D .-Z . 1552:
Der Herr Bürgermeister hat in weiterer Ausführung der mit Erlass

vom 27 . Februar 1901 (intimiert am 15 . März 1901 , M .-D .-Z . 481 , und
abgedruckt in der Beilage zum Amtsblatte Nr . 26 sx 1901 , „ Gesetze rc . III,
22 , xaZ . 21 ) getrofseneu Verfügungen augeordnet , dass in Hinkunft in den
Competenten -Tabelleu , welche bei Besetzungsvorschlägen angelegt werden , auch
die Umgangssprache der einzelnen Bewerber angeführt werde.

Ferner hat der Herr Bürgermeister verfügt , dass bezüglich aller jener
Personen , welche anlässlich ihrer Aufnahme in den städtischen Dienst vor-
gestellk werden , deren Umgangssprache festgestellt werde.

Ich ersuche daher Euer Wohlgeboren , in den Verzeichnissen , welche rm
Grunde der obcitierlen Verständigung vom 15 . März 1901 , M .-D .-Z . 481,
an die Magistrats -Direction abgegeben werden , stets auch die Umgangssprache
der betreffenden Personen anzusühreu.

Gleichzeitig drücke ich de» Wunsch aus , dass diese Verzeichnisse zwei
Tage vor dem allgemeinen Vorstellungstage der Magistrats -Direction zuge-
mittelt werden , damit letztere in die Lage gesetzt werde , ein vollständiges
Gesammtverzeichnis rechtzeitig fertigzustellen.

7.
Durchführung von Proeess Angelegenheiten durch

Magistratsbeamte.
Magistrats - Vice - Direclor Dr . Weiskirchiier  hat mit

Jndorsat -Erlass vom 17 . Juni 1901 , M .-D .-Z . 1535 , im Nach¬
hange zur Currende vom 21 . Juli 1900 , M .-D .-Z . 1245 , und
mit Beziehung auf den Stadtraths -Beschluss vom 28 . August 1896,
Z . 7022 (abgedruckl im magistratischen Verordnuugsblatte Nr . IX
sx 1896 , Seite 91 ), sämmtlichen Magistratsreferenten nachstehenden
Präsidial -Erlass des Bürgermeisters Dr . Karl Lueger  vom
8. Juni 1901 , Z . 6809 , zur Kenntnisnahme und genauen
Danachachtung zugemittelt:

Aus Anlass des im Sladtrathe am 5. d. M . erledigten Referates über
die Expensnote des Dr . Richard Schlesinger pro 1900 ersuche ich Sie,

Herr Magistrats -Director , dem Magistrate , beziehungsweise den magistratischen
Bezirksämtern neuerlich in Erinnerung zu bringen , dass jene Forderungen,
bezüglich welcher ein Advocatenzwang nicht gegeben erscheint, durch das be¬
treffende magistratische Amt einzubringen sind , dass ferner in jenen Fällen,
in welchen ein Advocatenzwang besteht , die Nominierung des betreffenden
Vertreters durch den Stadtrath zu erfolgen hat.

III. Gesetze
uoil besonderer Mehligkeit für den politischen Ver¬

waltungsdienst.
8 .

Vermögensübertragungsgebüren.
I.

Gesetz vom 18 . Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 74 (pnbliciert
am 25 . Juni 1901 ) :

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen,
wie folgt:

I . Jmmobiliargebüren.

8 1-
Für die Übertragung des Eigenthumes unbeweglicher Sachen sind

unbeschadet der vom reinen Werte einer Schenkung oder einer Vermögens¬
übertragung von todeswegen entfallenden Gebüren folgende Gebüren zu
entrichten:

1. wenn die Übertragung erfolgt:
von Eltern an eheliche oder uneheliche Kinder oder deren Nachkommen

und umgekehrt;
von Eltern an die mit ihren Kindern die Ehe eingehenden oder durch

dieselbe schon verbundenen Personen;
von Stiefeltern an Stiefkinder und von Wahleltern an Wahlkinder;
zwischen weder geschiedenen , noch getrennten Ehegatten;
zwischen Brautleuten durch Ehepacte,

ohne Üuterschied , ob es sich um eine Übertragung von todeswegen oder durch
ein entgeltliches oder unentgeltliches Rechtsgeschäft unter Lebenden handelt:

a) bei einem Werte von nicht mehr als 30 .000 L . 1 Percent
b ) bei einem Werte über 30 .000 11 . 1'5 „

von dem Werte:
2 . wenn die Übertragung an andere als die unter Z . 1 bezeichneten

Personen von todeswegen oder durch ein unentgeltliches Rechtsgeschäft unter
Lebenden erfolgt:

a) bei einem Werte von nicht mehr als 20 .000 L . 05 Percent
b ) bei einem Werte über 20 .000 X . 2 „

von dem Werte ; ,
3 . wenn die Übertragung an andere als die unter Z . 1 bezeichneten

Personen durch ein entgeltliches Rechtsgeschäft unter Lebenden erfolgt:
s.) bei einem Werte von nicht mehr als 10 .000 X . 3 Percent
b ) bei einem Werte über 10 .000 L bis 40 000 L . 3 5 „
e) bei einem Werte Uber 40 .000 L . 4 „

von dem Werte.
Für eine theilweise unentgeltliche Übertragung unter Lebenden in den

unter Z . 2 bezeichneten Fällen ist an Jmmobiliargebür bezüglich der in der
Tarifpost 91 8 des Gesetzes vom 9 Februar 1850 , R -G .- Bl . Nr . 50 fest¬
gesetzten Gebür nie weniger zu entrichten , als für eine rein entgeltliche
Übertragung nach Z . 3 zu entrichten wäre.

Wird eine von todeswegen an jemanden gelangte unbewegliche Sache
innerhalb zweier Jahre nach dem Erbanfalle von todeswegen oder durch ein
Rechtsgeschäft unter Lebenden weiter übertragen , so ist die für die erste Über-
tragung nach Z . 1 oder 2 entfallende Gebür in die nach diesem Paragraphen
für die zweite Übertragung zu entrichtende Gebür einzurechnen.

8 2.
Bildet den Gegenstand der Übertragung ei» vom Eigenthümer ganz oder

theilweise benütztes Gebäude oder eine der Landwirtschaft gewidmete , vom
Eigenthümer , beziehungsweise dessen Familie selbst, mit oder ohne Beihilfe
von Dienstboten oder Taglöhnern bearbeitete oder eine solche Liegenschaft , die
nur deshalb auf die gedachte Art nicht bearbeitet wird , weil dieselbe in
Execution gezogen wurde oder der Eigenthümer unter Vormundschaft oder
Curatel steht, so ist in folgenden Fällen anstatt der im Z 1 festgesetzten Ge-
büren , unbeschadet der im Z 1 , letztes Alinea , vorgesehenen Einrechnnug , zu
entrichten:

1 . wenn die Übertragung au eine der im Z 1, Z - 1, bezeichneten
Personen erfolgt:

u) bei einem Werte von nicht mehr als 5000 L keine Jmmobiliargebür;
b ) bei einem Werte über 5000 11, jedoch nicht mehr als 10 .000 II,

05 Percent von dem Werte;
2 . wenn die Übertragung an andere als die in Z 1, Z . 1, bezeichneten

Personen erfolgt , welche die unbewegliche Sache gleichfalls aus die oben
gedachte Art benützen:

1'
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s.) bei einem Werte von nicht mehr als 5000 X die Hälfte;
b ) bei einem Werte Uber 5000 L , jedoch nicht mehr als 10 .000 L drei

Viertel
der im Z 1, Z . 2 und 3 , festgesetzten Gebürensätze.

Bei der Abtretung eines Haus - oder Grundbesitzes , dessen Benützung
auf die oben bezeichnet ? Art stattfindet , an ein eheliches oder uneheliches Kind
oder an eine mit einem solchen die Ehe eingehende oder durch dieselbe schon
verbundene Person , an ein Stiefkind oder ein Wahlkind des Eigenthümers,
ist der Wert der zu Gunsten des Übergebers auf dessen Lebenszeit bedungenen
Vorbehalte nur mit dem Fünffachen der jährlichen Leistung zu veranschlagen.
Dasselbe gilt , wenn die Vorbehalte auf die Lebenszeit zu Gunsten des Ehe¬
gatten des übergebenden Elterntheiles oder zu Gunsten beider Elterntheile zur
ungetheilten Hand aus deren Lebenszeit bedungen werden . Werden bei solchen
Abtretungen auch zu Gunsten der Geschwister des Übernehmers zeitliche Vor¬
behalte bedungen , so sind dieselben gleichfalls mit dem Fünffachen der jähr¬
lichen Leistung zu veranschlagen , sofern nicht nach Z 16 , lit . e des Gesetzes
vom 9 . Februar 1850 , R .-G .-Bl . Sir . 50 , die Bewertung nach der dreifachen
Jahresleistung einzutreteu hat.

8 3.

Für Übertragungen von Gebäuden , welchen zur Gänze eine zeitliche
Steuerfreiheit als Neu - oder Umbau bewilligt worden ist, wobei die Fest¬
stellung , ob ein Neu - oder Umbau vorliegt , im Sinne des 8 1- Ui . a und b
des Gesetzes vom 25 . März 1880 , R .-G .- Bl . Nr . 39 , zu erfolgen hat , sind
an Stelle der im 8 1 , Z 3 , vorgesehenen Gebüren 2 ' 5 „Percent vom Werte
zu entrichten , wenn seit der zuletzt vorhergegangenen Übertragung der be¬
treffenden Bauarea ein Zeitraum von nicht mehr als vier Jahren verstrichen
ist, und 3 Percent vom Werte , wenn seit der zuletzt vorhergegangenen Über¬
tragung der betreffenden Bauarea ein Zeitraum von mehr als vier , jedoch
nicht mehr als sechs Jahren verstrichen , und der Neu - oder Umbau innerhalb
dieser Fristen vollendet und benützbar hergestellt worden ist.

Sofern sich jedoch nach Z 2 , Z . 2, in Verbindung mit 8 l , Z . 3, ei»
niedrigerer Percentsatz ergibt , ist die Gebür nach diesem niedrigeren Satze zu
berechnen.

Bei gemeinschaftlicher Übertragung derartiger Gebäude mit anderen
Gebäuden , bei denen vorstehende Bedingungen nicht zutceffen , findet der Satz
von 2 5 Percent , beziehungsweise 8 Percent nur auf die zuerst erwähnten
Gebäude Anwendung . Der Wert der in einem solchen Falle im Sinne des
ersten Absatzes zu begünstigenden Objecte wird — falls säiumtliche den Gegen¬
stand der Übertragung bildende Gebäude der Hauszinssteuer unterliegen —
in der Art ermittelt , dass der Wert sämmtlicher übertragenen Gebäude im
Verhältnisse der auf die begünstigten Objecte entfallenden ganzjährigen , nicht
zahlbaren Hanszinssteuer und der auf die nicht zu begünstigenden Objecte an
Hanszinssteuer entfallenden Jahresvorschreibung aufgetheilt wird.

Beim Zusammentreffen bloß hausclassensteuerpflichtiger oder hauszins-
nud hausclasseustenerpflichtiger Gebäude erfolgt die Wertermittlung in derselbe»
Weise unter Zugrundelegnng der auf diese Gebäude catastermäßig entfallenden
Hausclaffensteuertarifsätze.

Der Satz von 2 5 Percent , beziehungsweise 3 Percent findet nur auf
die dem Neu - oder Umbaue unmittelbar folgende Übertragung Anwendung.

Um die Begünstigung ist unter Beibringung der erforderlichen Nachweise
von der Partei längstens binnen 30 Tagen nach Abschluss des betreffenden
Nechlsgeschäftes bei der Finanzbehörde einzuschreiten.

Kann der Nachweis über die bewilligten Baufreijahre mangels einer
behördlichen Entscheidung nicht erbracht werden , so erfolgt dic Gebürcn-
bemessung unter Ausschluss dieser Begünstigung.

Wird jedoch das rechtzeitig eingebrachte Gesuch innerhalb der dreijährigen
Frist des 8 77 des Gesetzes vom 9 . Februar 1850 durch Vorlage der die
zeitliche Steuerbefreiung für das ganze Object gewährenden Entscheidung
ergänzt und geht aus derselben hervor , dass die Bauvollendung innerhalb der
im ersten Absätze festgesetzten Frist staitgefunden hat , so ist bei Zutreffen der
übrigen im ersten Absätze aufgestellten Bedingungen die Rückvergütung , be¬
ziehungsweise die Abschreibung des entfallenden Mehrbetrages zuzuerkennen.

8 4.
Ein staatlicher Zuschlag zu den in den 88 I . 2 und 3 angeordneten

Gebüren , dann zu der Gebür nach Tarispost 45 4. b des Gesetzes vom
13 . December 1862 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , ist nicht einzuhcben.

8 5.
Sofern nach den ZZ 1 und 2 des gegenwärtigen Gesetzes oder nach der

für Tirol und Vorarlberg in Geltung stehenden Allerhöchsten Entschließung
vom II . Jänner 1860 der Percentsatz der Gebür , beziehungsweise die gebüren-
freie Behandlung einer Übertragung von einer Wertstufe abhängig gemacht
erscheint , ist in Fällen , wo unabgesonderte Theile (ideelle Antheile , H 361
a . b. G . B .) einer Liegenschaft den Gegenstand der Übertragung bilden , der
Wert der übertragenen unabgesonderten Theile und nicht jener der ganzen
Liegenschaft maßgebend.

Werden innerhalb eines Jahres durch freiwillige Rechtsgeschäfte unter
Lebenden von demselben Übergeber an denselben Übernehmer Liegenschaften
oder Antheile vor, Liegenschaften übertragen , deren Gesammtwert die zum
Zwecke der Gebürenbemessuug von einer dieser Übertragungen angenommene
Wertstufe überschreitet , so ist der Gesammtwert für die Gebürenbemeffung
maßgebend , und wird daher der rücksichtlich der gedachten Übertragung etwa
zur Anwendung gebrachte niedrigere Percentsatz , beziehungsweise die zu¬
gestandene Befreiung verwirkt.

8 6.
Die in der Anmerkung 3 zu Tarifpost 91 und in der Anmerkung 1 zu

Tarispost 106 k des Gesetzes vom 9. Februar 1850 festgesetzte besondere
percenluelle Gebür für die unentgeltliche Übertragung der Dienstbarkeit des
Fruchtgenusses oder des Gebrauches einer unbeweglichen Sache wird auf¬
gehoben.

Erfolgt die Übertragung durch ein entgeltliches Rechtsgeschäft , so unter¬
liegt dasselbe statt der in den Tarifposten 39 und 55 des Gesetzes vom
13 . December 1862 , R .- G .-Bl . Nr . 89 , angeordneten 3 '5percemigen Gebür
nur der Gebür nach Scala II vom Werte der gedachten Dienstbarkeiten.

Eintragungen in die öffentlichen Bücher zur Erwerbung der Dienstbarkeit
des Fruchtgenuffes oder des Gebrauches einer unbeweglichen Sache oder einer
ihr gleichgehaltenen Gerechtsame unterliegen der Gebür nicht mehr nach lit . 4,
sondern nach lit . L der Tarifpost 45 des Gesetzes vom 13 . December 1862,
unbeschadet einer nach lit . O dieser Tarispost eintretendeu allfälligen Befreiung.

8 7.
Wird eine Sache , die zu einem mehreren Erben angefallenen Nachlasse

gehört , vor dessen Einantwortung von einem der Theilhaber ganz oder zu
einem Theile , der ihm nicht schon kraft des Erbrechtes zukani , erworben , so
ist zum Zwecke der Gebürenbemeffung ein neues Rechtsgeschäft nicht anzu-
uehmen.

8 8.
Verträge , wodurch einzelne Sache » oder auch ein ganzes Vermögen unter

den Miteigenthümern getheilt werden , sind , sofern hiebei jeder Theilhaber nur
so viel erhält , als dem Werte seines Antheiles an der einzelnen Sache , be¬
ziehungsweise an dem ganzen Vermögen entspricht , kein Gegenstand einer
Übertragungsgebür.

Wird jedoch einem Theilhaber mehr zugewiesen , als der reine Wert
eines Antheiles und die von ihm übernommenen , auf dem Gegenstände der
Thrilung haftenden Lasten betragen , so ist in Ansehung des Mehrerwerbes
dic Vermögensübertraguugsgebür zu entrichten . Erwirbt in einem solchen
Falle der betreffende Theilhaber Sachen , welche der Übertragungsgebür nach
verschiedenen Gebllrensätzen unterliegen , so sind stets jene Sachen als Mehr¬
erwerb im vorbezeichneten Sinn : zu behandeln , von welchen die geringere
Gebür entfällt.

8 V-„
Die Bemessung der Gebür für die Übertragung des Eigenthumsiechtes

unbeweglicher Sachen , sowie die Freilassung einer derartigen Übertragung von
der Gebür auf Grund des 8 2, Z . 1, lit . a , steht ausschließlich den Finanz¬
behörde » zu.

Die näheren Bestimmungen hierüber werden im Verordnnngswege
erlaffen.

8 10.
Der Abschnitt II der Verordnung des Finanzministeriums vom 3. M °i

1850 , R .-G .-Bl Nr . 181 , der 8 2, Punkt 5 , dann die 88 3 , 4 und 5 der
kaiserlichen Verordnung vom 19 . März 1853 , R .-G .-Bl . Nr . 58 , endlich dic
88 1 bis 5 des Gesetzes vom 81 . März 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 53 , werden
außer Kraft gesetzt. Soweit im übrigen durch die ZH 1 bis 9 dieses Gesetzes
keine abweichenden Bestimmungen getroffen werden , haben auf die daselbst
bezeichneten Übertragungen die allgemeinen Vorschriften der Gebürengesetze
Anwendung zu finden.

II . Sicherung der Gebüren von Nachlässen.
8 ii.

Wenn die zum Zwecke der Gebürenbemeffung zu überreichende Nach¬
weisung des Nachlasses nicht längstens binnen zwölf Monaten , von dem Tage
des Erbanfalles an gerechnet , vorgelegt wird , so sind vom Ablaufe dieser Frist
angefangen 4 Percent jährlicher Zinsen vom Betrage der für die Übertragung
des Nachlasses auszumittelnden Gesammtgebür bis zu dem Zeitpunkte der
Fälligkeit der Gebür (Z 60 des Gesetzes vom 9 . Februar 1850 ) zu entrichten.

Erlangt der Gebüreupflichtige in einem späteren Zeitpunkt als dem
Tage des Erbanfalles Kenntnis von demselben , oder wird nach Erstattung
der Nachlassnachweisung ein vorher nicht bekanntes Verlassenschaftsvermögen
aufgefunden , so läuft die zwölfmonatliche Frist von dem Tage der erlangten
Kenntnis . Beim Vorhandensein von mehreren zur ungetheilten Hand für die
Gebür VerpfOchleten genügt es für den Beginn des Laufes der gedachten
Frist , wenn auch nur einer derselben Kenntnis von dem Erbanfalle erlangt.

Der Gebüreupflichtige kann sich von der Verbindlichkeit zur Entrichtung
dieser Zinsen dadurch und in dem Maße befreien , als er auf Rechnung der
ausznmiltelndrn Gebür einen Betrag zur Staatscaffa erlegt.

8 12.
Sobald die Nachlassnachweisung überreicht worden ist, kann die Finanz¬

behörde , wenn sie solche Umstände anzuführen in der Lage ist, welche die
Vermuthung begründen , dass das Vermöge » unrichtig oder unvollständig
ausgewiesen worden ist, und dass der zur Überreichung der Nachweisnng Ver¬
pflichtete von der Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Vermögensnachweisung
Kenntnis hat , beim Abbandlungsgerichte den Antrag stellen , dass dem Nach¬
weisungspflichtigen der Offenbarungseid abgenommen werde.

Dieser Antrag kann längstens binnen zwei Jahren nach der Ein¬
antwortung des Nachlasses und nur über Ermächtigung des Finanzministers
gestellt werden , welche dem Gerichte nachznweisen ist.

Das Gericht hat hierüber nach den Grundsätzen des Verfahrens außer
Streitsachen die erforderlichen Erhebungen zu Pflegen und insbesondere auch

> den Erben einznvernehmen.
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In dem Uber den Antrag gefassten Beschlüsse hat das Gericht , wenn
es dem Anträge stattgibt , unter sorgfältiger Würdigung der gegebenen Ver¬
hältnisse den Eidessatz festzustellen , dessen Wortlaut eine Bezugnahme auf die
überreichte NachlasSnachweisung zu enthalten und sich gegen die wissentliche
Verschweigung ron einzubekcnnenden Vermögensbcstandtheilen zu richten hat.

Für die Anfechtung des gerichtlichen Beschlusses gellen die Bestimmungen
der ßK 9 bis II , dann 14 bis 16 des kaiserlichen Patentes vom 9 . August
1854 , N .-G .-Bl . Nr . 208 . Die Eidesleistung darf erst nach Rechtskraft des
Beschlusses erfolgen , wodurch die Ablegung des Offenbarnngseides ange¬
ordnet wird.

Dem Verpflichteten steht es frei , bei der der Eidesleistung vorangehenden
Einvernahme die Angaben der Nachlassnachweisung richtigzustellen oder zu
ergänzen , in welchem Falle ein Verfahren nach dem Gefällsstrafgesetze hin¬
sichtlich der nachträglich einbekannten Gegenstände nicht stattzufinden hat.

Wenn der Verpflichtete bei der zur Eidesleistung angeordneten Tagfahrt
nicht erscheint , ohne sich genügend zu entschuldigen , oder wenn er die Leistung
des Eides verweigert , so hat das Gericht zur Erzwingung der Eidesleistung
auf Antrag eine Geldstrafe von 25 bis 1000 L über den Verpflichteten zu
verhängen . Auf diese gesetzliche Bestimmung ist der Verpflichtete in dem die
Tagfahrt zur Eidesleistung anordnenden Bescheide besonders aufmerksam zu
machen . Desgleichen hat das Gericht in der Folge ans jeweiligen Antrag der
Finanzbchörde unter Anberaumung einer neuerlichen Eidestagsatzung eine
neuerliche , stets höhere Geldstrafe anzndrohen , sowie diese, falls die Eides¬
leistung unterbleibt , zu verhängen , und dies so lange zu wiederholen , bis der
Gesammtbetrag der Strafen nach Ermessen des Gerichtes eine den Umständen
des Falles entsprechende Höhe erreicht . In keinem Falle darf dieser Gesammt¬
betrag 50 .000 L übersteigen.

Der Verpflichtete kann zu jeder Zeit beim Abbandlnngsrichter be¬
antragen , zn der ihm aufgetragenen Eidesleistung zugelassen zu werden . Dem
Anträge ist ohne weiteres Verfahren stattzngebeu.

Wird der Nachlass nicht durch ein k. k. Gericht abgehandelt , so ist der
Antrag der Finanzbehörde auf Eidesabnahme bei dem Bezirksgerichte des
Wohnsitzes des Verpflichteten zu stellen , und steht diesem Gerichte die Be¬
schlussfassung hierüber zu.

Die auf Grund der vorstehenden Bestimmungen verhängten Geldstrafen
fließen dem Armensonde des Ortes zu, in welchem der Verpflichtete seinen
Wohnsitz hat , falls aber der Verpflichtete im Geltungsgebiete dieses Gesetzes
keinen bekannten Wohnsitz haben sollte , dem Armensonde jenes Ortes , in
welchem das zur Beschlussfassung über den Antrag ans Eidesabnahme berufene
Gericht seinen Sitz hat.

8 13.

Schenkungen , welche der Erblasser nicht früher als zwei Monate vor
seinem Tode gemacht hat , sind , wenn aus den Umständen die Absicht des
Erblassers erhellt , der Übertragung im Erbwege vorzugreifen , zum Behufs der
Gebürenbemessnng in den Nachlass einzurechnen , wenn für dieselben nicht
ohnehin die Gebür als von einer Schenkung unter Lebenden entrichtet
worden ist.

Übliche Geschenke sind somit dieser Einrechnnng nicht unterworfen.
8 14.

Wird außer dem im vorhergehenden Paragraphen erwähnten Falle in
einer Erklärung des letzten Willens einer durch den Erblasser bei dessen Leb¬
zeiten gemachten unentgeltlichen Zuwendung Erwähnung gethau , ohne dass
für dieselbe die Gebür als von einer Schenkung unter Lebenden entrichtet
wurde ) so ist eine solche Zuwendung , sofern deren Thatsache von dem an¬
geblich Bedachten nicht überhaupt in Abrede gestellt wird , in Absicht ans die
Gebürenbemessnng so zn behandeln , als ob sie der Erblasser auf seinen Todes¬
fall angcordnet hätte.

Diese Bestimmung findet , wenn glaubhaft gemacht wird , dass die
Schenkung Ihatsächlich schon bei Lebzeiten des Erblassers vollzogen worden ist,
keine Anwendnng , insbesondere nicht in Ansehung dessen, was der Erblasser
bei Lebzeiten seiner Tochter oder Enkelin zum Heiratsgute , seinem Sohne oder
Enkel zur Ausstattung oder unmittelbar zum Antritte eines Amtes oder was
immer für eines Gewerbes gegeben oder zur Bezahlung der Schulden eines
großjährigen Kindes verwendet hat (HZ 788 und 790 a . b. G .-B .).

8 >5-
Wird in einem Nachlasse eine Sache vorgefuuden , von welcher der Erb¬

lasser letziwillig erklärt hat , dass sie nicht die seiuige sei, oder erscheine» derlei
Sachen , insbesondere Wertpapiere oder Bargeld durch abgesonderte Verwahrung
oder Aufschrift als Eigenthnm einer anderen Person bezeichnet, so ist diese
Erklärung oder Bezeichnung in Ermanglung einer anderen Glaubhaftmachung
darüber , dass die gedachten Sachen nicht zum Vermögen des Erblassers ge¬
hörten , in Bezug auf die Gebürenbemessnng unwirksam , und ist die Gebür
von solchen Sachen wie von einem Bestandtheile des Nachlasses einzuheben.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung , wenn der Erblasser Advocat,
Notar oder ein notorisch bekannter Treuhänder war , ferner ans Werteffecten oder
andere Gegenstände , welche als Eigenthnm von Personen bezeichnet sind , die
entweder zu dem Erblasser in einem Lohn - oder Dienstverhältnisse standen,
oder zwischen denen und dem Erblasser ein aus seinem Berufe , Amte oder
Geschäfte hervorgehendes Vertrauens - oder Bevollmächtigungsverhältnis bestand.

8 16-
Sofern es sich um Feststellung der » ach Z 13 maßgebenden Umstände

oder um die in de» 14 und 15 vorhergesehene Glaubhaftmachung handelt,
kann die eidliche Einvernehmung der Partei und die eidliche Abhörung von
Zeugen Uber bestimmte Thatsachen , welche in dieser Hinsicht von Bedeutung
sind , bei Gericht veranlasst werden.

Die Partei hat ihr Ansuchen , welches den Gegenstand der Fragestellung
zn enthalten hat , bei der zuständigen F uanzbehörde zn überreichen . Auf Grund
dieses Ansuchens hat die Finanzbehörde die Beweisaufnahme unter Anführung
der zu beweisende » Thatsachen bei dem Bezirksgerichte des Wohnortes des zu
Vernehmenden zu beantragen.

Von der Anordnung der Tagsatznng zur Aufnahme des Beweises ist
außer der Partei die zuständige Finanzbehörde zu verständigen , welcher ebenso
wie der Partei das Recht zusleht , bei der Tagsatznng vertreten zu sein und
Fragen zu stellen.

Gegen die schließlich? Entscheidung der Finanzbehörde ist die Beschwerde
an den Verwalluugsgerichtshof zulässig.

8 17.
Für die Gebür von den in de» ZZ 16 , 14 und 15 bezeichnten Ver-

mögensbestandtheilen sind ausschließlich diejenigen Personen zahlungspflichtig,
denen diese Vermögensbestaudtheile znfallen.

8 18.
Die in den ZZ 13 , 14 und 15 bezeichnet « , Vermögensbestaudtheile sind,

soweit sie dem Erben bekannt sind, zum Zwecke der Gebürenbemessnng in die
Nachlassnachweisung einznstcllen oder gleichzeitig mit der Erstattung derselben
der Finanzbehörde unmittelbar anzuzeigen.

III . Übergangs - und Schlussbestimm nugen.
8 19.

Für , die in Tirol und Vorarlberg bis einschließlich 5 . October 1909 vor¬
fallenden Übertragungen unbeweglicher Sachen sind statt der in dem Z 1,Z . 2,
lit . b , und Z . 3 , lit . e, festgesetzten Gebüren von 2 nud 4 Perceut nur solche
von 14/z beziehungsweise von 3 >/2 Percent zu entrichten.

8 20.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in

Wirksamkeit ;' an eben diesem Tage tritt die kaiserliche Verordnung vom 16 . August
1899 , R .-G .-Bl . Nr . 158 , außer Kraft.

8 21.
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist der Finanzminister und der Justiz¬

minister betraut.

II.

Verordnung der Minister der Finanzen und der Justiz vom
2l . Juni 1901 zur Durchführung des Gesetzes vom 18. Juni
1901 , N .-G .-Bl . Nr . 74 , betreffend Gebären von Vermögens-
übertraguiigen , N .-G .-Bl . Nr . 75:

Zur Durchführung des Gesetzes vom 18 . Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 74,
wird Nachstehendes verordnet:

I . Jmmobiliargebüren.
8 I.

Bei Anwendung der Begünstigung nach dem schlussabsatze des H 1 des
Gesetzes ist die grundbücherliche Auszeichnung des voransgegangenen Erb¬
anfalles nicht erforderlich.

Der ebendort vorgesehene Zeitraum von zwei Jahren ist von dem Tage,
an welchem der voransgegangene Erbanfall staltgefunden hat , bis zu dem
Tage zu rechnen , an welchem der weitere Erbfall eintritt , beziehungsweise das
nachgefolgte Rechtsgeschäft unter Lebenden geschlossen wurde.

Ist der vorausgegangene Erbanfall nach den vor Wirksamkeit der kaiser¬
lichen Verordnung vom 16 . August 1899 , R .-G .-Bl . Nr . 158 , das ist vor dem
6 . October 1899 , bestandenen Gebürenvorschriften behandelt worden , so ist
gleichwohl in die Gebür für die weitere Übertragung jener Betrag einzurechnen,
welcher von der voransgegangene » Übertragung nach den Bestimmungen der
bezogenen kaiserlichen Verordnung , beziehungsweise des Gesetzes vom 18 . Juni
1901 , vorzuschreiben gewesen wäre.

8 2.
Die nach H 2 des Gesetzes zur Erlangung der Begünstigungen unter

Zahl I erforderlichen Bedingungen , wonach d,e übertragene unbewegliche
Sache ein vom Eigenthümer ganz oder theilweise benütztes ( bewohntes ) Ge¬
bäude oder eine der Landwirtschaft gewidmete , vom Eigenthümer beziehungs¬
weise dessen Familie selbst, mit oder ohne Beihilfe von Dienstboten oder Tag¬
löhnern bearbeitete Liegenschaft sein muss , beziehen sich auf den bisherigen
Eigenthümer der unbeweglichen Sache und sind somit als erfüllt anzusehen,
wenn der Übergeber beziehungsweise Erblasser , die betreffende unbewegliche Sache
bis zum Tage des Vertragsabschlusses , beziehungsweise bis zum Tage des Erh-
anfalles in der angegebenen Weise bewohnt , benützt oder bearbeitet hat.

Die im vorstehenden Absätze aufgestellten Bedingungen werden hinsichtlich
des Übergebers beziehungsweise Erblassers auch zur „ Erlangung der Be¬
günstigungen nach Z 2 , Z . 2 des Gesetzes erfordert , überdies aber ist zur
Anwendung dieser Begünstigungen noch erforderlich , dass auch der Übernehmer
beziehungsweise Erbe oder Vermächtnisnehmer die betreffende unbewegliche
Sache auf die oben gedachte Art bewohnt , benützt oder bearbeitet.

Wo dies im Zeitpunkte der Gebürenbemessnng nicht der Fall ist, ist nach
umsichtiger Erwägung aller Umstände , insbesondere der Standes - und Berufs-
Verhältnisse des Erwerbers , zu beurtheilen , ob sei» Wille auf eine solche
dauernde Bewohnung , Benützung oder Bearbeitung gerichtet ist.
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8 3.

Unter dem Ausdrucke „ ganz oder theilweise benütztes Gebäude " im Z 2
des Gesetzes ist in der Regel eine dauernde , wenn auch nur theilweise Be¬
nützung (Bewohnung ) zu verstehen.

Die Begünstigungen des 8 2 des Gesetzes können sonach in den Fällen
nicht zugestanden werden , in welchen der Eigentümer das Gebäude , welches
Gegenstand der Übertragung ist, aus Persönlichen Gründen , wie zum Beispiel
bei Villen , nur vorübergehend oder zeitweilig bewohnt oder benützt.

Dagegen ist bei Übertragungen von Gebäuden , welche aus wirtschaftlichen
Gründen nur zeitweilig bewohnt oder benützt werden , wie znm Beispiel bei
Sennhütten , Berghütten , Presshäusern , die Anwendung der Begünstigungen
des 8 2 des Gesetzes nicht ausgeschlossen.

8 4.

Durch den Umstand , dass die übertragene unbewegliche Sache nur Wege»
einer darauf geführten Execntion , wegen Minderjährigkeit , Curatel oder anderer
zwingender Verhältnisse (zum Beispiel Militärdienste , Krankheit u . s . w .) vor¬
übergehend in der im ß 2 des Gesetzes bezeichnten Art nicht bewohnt , benützt
oder bearbeitet werden kann , wird die Anwendung der Begünstigungen des
gedachten 8 2 nicht ausgeschlossen.

8 5.
Bestehen Zweifel über das Vorhandensein der im Z 2 des Gesetzes fest¬

gesetzten Bedingungen , so hat das zur Gebürenbemefsung zuständige Amt —
unbeschadet der Verpflichtung der Partei , die Umstände , welche dir Gebüren-
befreiung oder das geringere Ausmaß der Gebür begründen , nachzuweisen —
in der Regel die Äußerung des Vorstehers der Gemeinde , in welcher die be¬
treffende unbewegliche Sache liegt , über die thalsächlichen , für die Gewährung
der Begünstigungen maßgebenden Umstände einznholen.

Wird von dem Vorsteher der Gemeinde das verlangte Gutachten nicht
erstattet , oder ergeben sich gegen dieses Gutachten Bedenken , oder findet das
Amt aus besonderen Gründen für angezeigt , von der Einholung einer gemeinde-
ämtlichen Äußerung Abstand zu nehmen , so können jene thatsächlichen Umstände
in anderer Weise ermittelt werden , zum Beispiel durch Einvernahme von
Vertrauensmännern , oder indem andere vertrauenswürdige Körperschaften , zum
Beispiel Bezirksvertretungen , landwirtschaftliche Bezirksvereine u . dgl . oder die
politischen Behörden zur Äußerung veranlasst werden.

8 6.
Zur Vermeidung von Härten , welche dadurch entstehen können , dass eine

nach den 88 1 und 2 des Gesetzes für den Percenlsatz der Gebür maßgebende
Wertstufe nur um einen geringfügigen Betrag überschritten wurde , wird
verordnet:

Die in den 88 1 und 2 des Gesetzes angeordneten Gebiiren sind in der
Weise zu bemessen , dass von dem einem höheren Percenlsatze zugewiesenen
Werte der unbeweglichen Sache nach Abzug der Gebür kein geringerer Betrag
sich ergeben darf , als von dem höchsten Wertbetrage der nächstniedrigeren
Stufe nach Abzug der nach der letzteren entfallenden Gebür erübrigen würde.

Beträgt also znm Beispiel in dem Falle einer Übertragung nach 8 1,
Z . 2 des Gesetzes der Wert 20 .040 L , so würde die diesem Werte entsprechende
zweipercentigc Gebür 400 L d0 k ansmachen . Es soll jedoch von dem dem
Höheren Satze von zwei Percent zugewiesenen Werte nach Abzug der Gebür
kein geringerer Betrag sich ergeben , als von dem höchsten Wertbetrage der
nächst niedrigeren Stufe , das ist von 20 .000 L , » ach Abzug der nach der letzteren
entfallenden Gebür zu anderthalb Percent per 300 L erübrigen würde . Es
ist daher die Gebür nur mit der Differenz zwischen diesem Restbeträge per
19 .700 H iin Gegenhalte zu dem Werte per 20 .040 I( , das ist mit 340 L
statt mit 400 Ic 80 lr zu bemessen.

8 7.
Bei der Abtretung eines Haus - oder Grundbesitzes im Sinne des

Schlussabsatzes des 8 2 des Gesetzes ist der Wert der zu Gunsten des Über¬
gebers , der zu Gunsten des Ehegatten des übergebenden Elterntheiles und der
zu Gunsten beider Elterntheile zur ungetheilten Hand bedungenen Vorbehalte
auf Lebenszeit mit dem Fünffachen der jährlichen Leistung zu veranschlagen.

Vorbehalte z» Gunsten von Geschwistern des Übernehmers sind, im
Falle dieselben für die Lebenszeit einer einzelnen Person oder mehrerer
Personen zur ungetheilten Hand bedungen werden , mit dem Fünffachen der
jährlichen Leistung ; sofern sie aber für mehrere Personen auf die Lebenszeit
jeder einzelnen bedungen werden , mit dem Fünffachen der auf jede Person
entfallenden Leistung zu bewerten.

In Ansehung der Wertveranschlagung von zu Gunsten anderer Personen,
zum Beispiel von Geschwisterkindern u . s. w . bedungenen Vorbehalten bewendet
cs bei den Bestimmungen des § 16 des Gesetzes vom 9 . Februar 1850,
R .-G .-Bl . Nr . 50.

Die Begünstigungen des Schlnssabsatzes des 8 2 des Gesetzes sind von
dem Werte der übertragenen unbeweglichen Sache unabhängig.

8 8-
Gesuche um Zuerkennung der Begünstigungen des 8 3 des Gesetzes sind

längstens binnen 30 Tagen nach Abschluss des betreffenden Rechtsgeschäftes
unter Anschluss der erforderlichen Nachweise in Urschrift oder in beglaubigter
Abschrift bei der leitenden Finanzbehörde erster Instanz (Finanzbezirks -Direction,
Gebürenbemeffungsamt , Centraltaxamt in Wien ) unmittelbar oder im Wege
des Steueramtes (der Finanz , und gerichtlichen Depositencassa ) des Bezirkes,
in welchem die übertragene Realität gelegen ist, einznbringen.

Bilden den Gegenstand der Übertragung Realitäten , welche in verschiedenen
Bezirken gelegen sind , so ist das Gesuch um die Begünstigung bei dem Amte,

an welches die Anzeige behufs Gebürenbemefsung zu erstatten ist, oder bei der
diesem Amte Vorgesetzten Finanzbehörde einznbringen.

Das Gesuch um Zuerkennung der Begünstigung kann auch mit der
Anzeige des Rechtsgeschäftes zur Gebürenbemefsung vereinigt werden.

8 S.
Gesuche um die Begünstigungen des 8 3 des Gesetzes sind zu belegen:
1 . mit einem Auszuge aus dem öffentlichen Buche , in welchem die

zuletzt vorhergegangene Übertragung der Bauarea eingetragen ist , wenn aber
eine solche Eintragung nicht stattgefunden hat , mit der Urkunde über die zuletzt
vorhergegangene Übertragung (Kaufvertrag , Einantwortungsurkunde u . dgl .)
oder mit dem Zahlungsaufträge über die stattgehabte Gebürenbemefsung von
dieser Übertragung;

2 . mit der die zeitliche Steuerbefreiung für den Neu - oder Umbau
(8 3 des Gesetzes ) gewährenden Entscheidung der Steuerbehörde;

3 . mit einem Zeugnisse jenes Organes , welches nach den bestehenden
Vorschriften zur Ertheilung des Bauconsenses competeut ist, Uber den Zeitpunkt
der Vollendung des Banobjectes , für welches die Steuerfreiheit beansprucht
und gewährt wurde;

4 . mit dem Bewohnungs - oder Benlltzungsconseuse.
Stehen die vorbezeichneten Belege innerhalb der im 8 8 dieser Ver¬

ordnung erwähnten Frist von 30 Tagen nicht zur Verfügung , so ist das Gesuch
vorläufig ohne diese Belege einzubringen.

8 10.
Bei Anwendung der Begünstigung des 8 3 des Gesetzes ist die grund¬

bücherliche Durchführung der zuletzt vorhergegangenen Übertragung der be¬
treffenden Bauarea nicht erforderlich.

Die ebendort vorgesehenen Zeiträume von vier und sechs Jahren sind
nach dem Kalender von dem Abläufe des Tages , an welchem der die letzt-
vorhergegangene Übertragung der betreffenden Bauarea begründende Rechtstitel
zu bestehen angefangen hat , bis einschließlich zu dem Tage zu rechnen , an
welchem das nachgefolgte Rechtsgeschäft geschloffen wird.

8 i >.
Die Gesuche um die Begünstigung nach 8 3 des Gesetzes sind gemäß

T . P . 44 q des Gesetzes vom 13 . December 1862 , R .-G .-Bl . Nr . 89,
stempelfrei.

Die diesen Gesuchen anzuschließenden Behelfe sind nach 8 11 des Gesetzes
vom 9 . Februar 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 50 , vom Beilagenstempel befreit.

8 IS.
Die Entscheidung über Gesuche um die Begünstigungen des 8 3 des

Gesetzes steht den Finanzbehörden erster Instanz zu.
Auf Recnrse gegen solche Entscheidungen finden die Bestimmungen des

8 78 des Gesetzes vom 9. Februar 1850 und des Gesetzes vom 19 . März 1876,
R .- G .-Bl . Nr . 28 , Anwendung.

8 13.
Zwei oder mehrere Personen , welche ungetheilt eine Sache erwerben,

sind nach Absatz 6 , Iit . i> der Voreriunerungen zum Tarife des Gesetzes vom
9 . Februar 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 50 , als eine Person zn betrachten . Für die
Anwendung der Percentsätze der 88 1 und 2, dann der Befreiung nach 8 2,
Z . 1, Iit . a. des Gesetzes ist daher bei derlei Erwerbungen zur ungetheilten
Hand nicht der Wert der betreffenden ideellen Antheile , sondern der von diesen
mehreren Personen gemeinschaftlich erworbenen unbeweglichen Sache aus¬
schlaggebend.

Bei Übertragungen mehrerer unbeweglicher Sachen an mehrere Personen
dnrch ein und dasselbe Rechtsgeschäft (Erbgang ), wobei jede dieser Personen
das volle Eigenthnm einer oder mehrerer der übertragenen Sachen erwirbt,
ist dagegen für die Gedürenbefreiung , beziehungsweise für die Bestimmung des
Percentsatzes der Gebür diejenige Wertziffer maßgebend , welche den von jeder
einzelnen Person erworbenen unbeweglichen Sachen entspricht.

8 14.
Bilden nnabgesonderte Thüle (ideelle Theile , 8 361 a . b. G . B .) einer

Liegenschaft den Gegenstand der Übertragung , so ist der Wert der übertragenen
unabgesonderten Theile , und nicht jener der ganzen Liegenschaft maßgebend,
das ist : die von der Übertragung nicht getroffenen ideellen Antheile bleiben
bei der Bestimmung des Percentsatzes nach den 88 1 und 2 oder der An¬
wendung der Befreiung nach 8 2 , Z . 1, Iit . a. des Gesetzes außer Betracht.

8 15.
Wird bei der Einantwortung einer zn einem Nachlasse gehörigen , gesetzlich

untheilbaren Liegenschaft (in Tirol ) die nachträgliche Übernahme des Gutes
durch einen der Erben Vorbehalten , so ist diese nachträgliche Übernahme in
Absicht auf die Anwendung des 8 7 des Gesetzes einer vor der Einantwortung
erfolgten gleich zu achten und znm Zwecke der Gebürenbemefsung ein neues
Rechtsgeschäft nicht anzunehmen.

8 16.
Die Bestimmung des 8 9 des Gesetzes schließt die Anordnung in sich,

dass bei unbeweglichem Nachlassvermögen ohne Unterschied des Wertes und
ohne Rücksicht darauf , ob eine Jmmobiliargebür zu entrichten ist, oder ob eine
solche nach 8 2 , Z . 1 , Iit . a des Gesetzes entfällt , sowie ohne Rücksicht auf den
Zeitpunkt des Erbanfalles die Finanzbehörde ausschließlich zur Gebüren-
bemesiung berufen ist, und dass hier die Entrichtung der Gebür mittels
Stempelmarken ausnahmslos entfällt.

Dies gilt auch dann , wenn sich im Nachlasse auch bewegliche Sachen
befinden.
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Bei Übertragungen von todeswegen in den Fällen des Z 2 , Z . 1, lil . a
des Gesetzes kann die Vorlage der Nachlassnachweisung (Z 46 Gebürengesetz)
unterbleiben , insofern der Wert der unbeweglichen Sachen 1000 L nicht über¬
steigt und zugleich das ganze reine Vermögen , welches übertragen wird , mit
Hinzurechnung der dem Gerichte bekannt gewordenen , in den 88 13 , 14 und 15
des Gesetzes erwähnten Veimögensbestandtheile , diesen Wert von 1000 X nicht
übersteigt . An Stelle der Nachlassnachweisung hat das Abhandlungsgericht dem
zur Gebürenvorschreibnng bestimmten Amte mit Beziehung auf Z 2 , Z . 1, lib . rr
des Gesetzes das Nachlassinventar oder das eidesstättige Vermögensbekenntnis
in Urschrift oder beglaubigter Abschrift , sowie die zum Nachweise der Abzugs-
Posten (Z 57 Gebürengesetz ) beigebrachten Belege zu übermitteln und die Nachlass¬
zuweisung bekanntzugeben . Erfolgt die Mittheilung gerichtlicher Acten in
Urschrift , so hat das Amt diese Acten nach Entnahme der für seine Amts¬
handlung maßgebenden Daten der» Gerichte ohne Verzug zurückzustellen.

Die im Sinne des ersten Absatzes des 8 9 des Gesetzes der Finanz-
behörde Ankommende ausschließliche Zuständigkeit zur Feststellung derBemessuugs-
grundlagen bleibt auch in den Fällen des vorstehenden Absatzes unberührt.

In allen übrigen Fällen sind die bestehenden Vorschriften Uber die Er¬
stattung der Nachlassnachweisung unter Bedachtnahme auf Z 18 des Gesetzes
zu beobachten.

8 17.
Rechtsgeschäfte , deren Freilassung von der Jinmobiliargebür im Sinne

des ß 2 , Z . 1, lit . n des Gesetzes angesprochen wird , sind gleichwohl behufs
Anerkennung dieses Anspruches dem zur GebUrenbemessung bestimmten Amte
anzuzeigen.

s 18.
Die Gebürenbesreiung nach Tarifpost 106 , ö I des Gebürengesetzes vom

9 . Februar 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 50 , wird durch die Bestimmungen des Gesetzes
vom 18 . Juni 1901 nicht berührt und bleibt sowohl hinsichtlich des bewegliche »,
als auch hinsichtlich des unbeweglichen Nachlassvermögens aufrecht.

8 19.
Nach H 10 des Gesetzes finden die allgemeinen Vorschriften der Gesetze

über die Stempel - und unmittelbaren Gebllren auch auf die in den HZ 1 bis 9
des Gesetzes bezeichnet « ! Übertragungen insoweit Anwendung , als nicht dieses
Gesetz ausdrücklich von jenen allgemeinen Bestimmungen Abweichendes festsetzt.

Es sind daher in Ansehung dieser Übertragungen insbesondere zu be¬
obachten:

die Vorschriften Uber die Ermittlung des Wertes unbeweglicher Sachen
(88 50 ff. des Gesetzes vom 9. Februar 1850 , N -G .-Bl . Nr . 50 , Artikel III
des Gesetzes vom 7 . Juni 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 49 , Verordnung vom
25 . Jänner 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 18 , Verordnung vom 23 . Decembee l897,
R .-G .-Bl . Nr . 301 , und H 13 des Gesetzes vom 9. Februar 1882 , R .-G .-Bl.
Nr . 17 ) ;

die kaiserliche Verordnung vom 19 . März 1853 , R .-G .-Bl . Nr . 53 , jedoch
mit Ausschluss des Z 2, Punkt 5 , dann der Z8 3 , 4 und 5.

8 20.
Die Vorschriften über die festen Slempelgebüren zu den Urkunden über

Rechtsgeschäfte , womit das Eigenthum unbeweglicher Sachen übertragen wird,
kommen auch bei den in den §8 1 bis 5 und 7 bis 9 des Gesetzes bezeichueten
Übertragungen zur Anwendung.

II . Sicherung der Gebüren von Nachlässen.

8 21.
Insoweit nach den §8 9 und 10 des Gesetzes vom 13 . December 1862,

R .-G .-Bl . Nr . 89 , die Verpflichtung zur Entrichtung der Gebllren in einem
späteren Zeitpunkte als dem des Erbaufalles einzutreten hat , beginnt der Laus
der im 8 11 des Gesetzes bestimmten Zinsen nicht vor jenem späteren Zeit¬
punkte.

8 22.
Wird in einem Falle , wo nach 8 11 des Gesetzes Zinsen im Ausmaße

von jährlich vier Percent bis zum Zeitpunkte der Fälligkeit der Gebür zn
entrichten sind , die Zahlung der Gebür über diesen Zeitpunkt hinaus verzögert,
so sind von da an die gesetzlichen Verzugszinsen im Ausmaße von fünf Percent
jährlich nach Maßgabe der Verordnung des Finanzministeriums vom 6. April
1856 , R .-G .- Bl . Nr . 50 , beziehungsweise des Gesetzes vom 23 . Jänner 1892,
R .-G .-Bl . Nr . 26 , zu entrichten.

8 23.
Die Bestimmung des zweiten Absatzes des 8 11 des Gesetzes , dass in

Fällen , wo nach Erstattung der Nachlassnachweisung ein vorher nicht bekanntes
Berlasseuschaftsvermögen ansgefunden wird , die im ersten Absätze des ange¬
führten Paragraphen bestimmte zwölfmouatliche Frist vom Tage der erlangten
Kenntnis zu laufen beginnt , ist auch in jenen Fällen eines nachträglich hervor¬
gekommenen Verlassenschaftsvermögens anzuwenden , wo vorher eine Nachlass-
»achweisung , fei es , weil wegen Abganges eines Vermögens keine Verlassen¬
schaftsabhandlung stattgefunden hat , sei es aus einem anderen Grunde , nicht
erstattet wurde.

8 24.
Mit Rücksicht auf 8 11 des Gesetzes hat das Abhandlungsgericht den

Tag , au welchem die Nachlassnachweisung bei ihm überreicht wird (8 16 des
Gebürengesetzes vom 9. Februar 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 50 ) auf der Nachlass¬
nachweisung genau ersichtlich zu machen , insofern letztere nicht schon als selb¬
ständige Eingabe mit dem Eingangsvermerk bezeichnet oder unter Mitwirkung
des Abhandlungsgerichtes zustande gekommen und mit dem Datum der Auf¬
nahme versehen ist.

8 25.
Will ein Gebürenpflichtiger sich im «sinne des Schlussabsatzes des 811

des Gesetzes durch vorläufigen Erlag auf Rechnung einer auszumiltelnden
Nachlassgebür von der Verbindlichkeit zur Entrichtung der im ersten Absätze
dieses Paragraphen angeordneten Zinsen befreien , so ist ein solcher Erlag bei
der zuständigen Cassa mittels eines doppelt anszufertigenden Erlagscheines
nach folgendem Muster zu bewirken:

„Auf Grund des Schlussabsatzes des 8 11 des Gesetzes vom 18 . Juni

1901 , R .-G .-Bl . Nr . 74 , erlegt - ^ - Endesgeferiigte auf Rechnung der aus-

zumittelnden Gebür vo » dem Nachlasse nach am.

verstorbenen . . . . . .. .

in . . . . den Betrag . li . ü,

sage . . . Kronen . Heller.
.ain . . .

Ju Ansehung der Stellung des Antrages auf Abnahme des Offen-
barnngseides durch das Gericht (8 12 des Gesetzes) wird verordnet:

Die Finanzbehörde , welche in einem speciellen Falle gegen die Richtigkeit
und Vollständigkeit der Ausweisung eines Nachlassvermögeus Bedenken hegt,
hat , wenn sich der Fall zur Einleitung des Gesällsstrafverfahrcns nicht eignet,
alle Umstände , welche für eine solche Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit sprechen,
einer eingehenden gewissenhaften Prüfung zu unterziehen und , nur wenn sich
diese Umstände als stichhältig erweisen , wegen Einholung der Ermächtigung
des Fiuanzministers zur Stellung des Antrages auf Eidesabnahme unter aus¬
führlicher Darlegung des Falles an die Vorgesetzte Finanz -Landesbehörde zu
berichten.

Die Fiuanz -Landcsbehörde hat , wenn sie nach sorgfältiger Prüfung der
Sachlage dem Anträge der Unterbehörde beizutreteu findet , denselben mit
einem entsprechend motivierten Berichte dem Fiuanzminister vorzulege » .

Erachtet eine Finanz -Landesbehörde ans Anlass eines ihr vorliegenden
Necurses oder sonst bei Ausübung ihres Aufsichtsrechtes den Fall einer Eides¬
abnahme nach 8 12 des Gesetzes für gegeben , so hat sie ihrerseits die vor¬
stehenden Anordnungen sinngemäß zn beobachten.

8 27.

Das Abhandlungsgericht hat bei der ihm nach 8 12 , Absatz 4 des Gesetzes
obliegenden Feststellung des Eidessatzes des Ofsenbarungscides darauf bedacht
zn sein , dass der Eidessatz nach der Lage des Falles die Vermöge,isbestand-
tbeile oder Gattungen oder Gruppen von Vermögensbestandtheilen oder die
einzelnen Gegenstände , deren unrichtige oder unvollständige Ausweisung ver-
muthet wird , mit genügender Klarheit umfasse , und dass darin die Vermögens-
nachweisung , um deren Unrichtigkeit oder Ünvollständigkeit es sich handelt,
eventuell auch die nach 8 18 des Gesetzes erstattete besondere Anzeige sammt
allsälligen Nachträgen (Richtigstellungen ) in geeigneter Weise berufen werde.

Die Eidesformel wird beispielsweise zu lauten haben:
„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden einen reinen

Eid , dass ich in Ansehung des Vermögens des am . verstorbenen
N . N ., worüber ich (persönlich , durch meinen Vertreter ) die Nachweisung am
.nebst Nachtrag (Richtigstellung ) vom.

erstattet habe , von Wertpapieren (ausstehenden Forderungen , Pretiosen , Bar¬
schaft u . s. w .) wissentlich nichts verschwiegen habe.

So wahr mir Gott helfe !"
8 28.

Zur Stellung des Antrages auf gerichtliche Beweisaufnahme gemäß 8 16
des Gesetzes sind die leitenden Finanzbehörden erster Instanz (Finanzbezirks-
Direction , Gebürenbemessungsamt , Centraltaxamt in Wien ) berufen.

Hinsichtlich des Verfahrens bei der Beweisaufnahme , insbesondere auch
hinsichtlich der Fälle der Unzulässigkeit der eidlichen Vernehmung und hin¬
sichtlich der Zeugengebüren finden die einschlägigen Bestimmungen der Civil-
processordnung sinngemäße Anwendung.

Die Würdigung der Ergebnisse der Beweisaufnahme steht der Finanz¬
behörde zu, welche dabei an keine bestimmten Beweisregeln gebunden ist.

Die Finanzbehörde hat daher unter sorgfältiger Benicksichtigung der
Ergebnisse der gesammten Verhandlung und Beweisführung zn beurtheilen,
ob eine Thatsache für wahr oder für glaubhaft zn halten sei oder nicht.

Sie hat insbesondere in gleicher Weise zn entscheiden , welchen Einfluss
es auf die Beurtheilnng des Falles hat , wenn eine Partei die Beantwortung
von Fragen verweigert , welche bei der gerichtlichen Einvernehmung an sie
gestellt werden.

Die Umstände und Erwägungen , welche für die Überzeugung der Finanz¬
behörde maßgebeud waren , sind in der Begründung der Entscheidung an¬
zugeben.

III . Übergangs - und Schlussbestimmungen.

8 29.
Die kaiserliche Verordnung vom 16. August 1899 , R .-G .-Bl . Nr . 158,

und die hiezu erlassene Durchführung vom 2 . September 1899 , R .-G .-Bl.
Nr . 171 , treten mit dem Tage der Kundmachung des Gesetzes vom 18 . Juni
1901 , R .-G .-Bl . Nr . 74 , außer Kraft , sind jedoch auf die vor diesem Tage
vorgefalleneu Vermögensübertragungen anzuwenden.
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Ausnahmen hievon treten in folgenden Richtungen ein:
1 . In Bezug auf den Offenbarungseid (Z 11 der kaiserlichen Verord¬

nung ) finden in alle » Fällen die Bestimmungen des Z 12 des G -setzes nnd
der 8Z 26 und 27 der gegenwärtigen Verordnung Anwendung.

2 . Sofern es sich um die im ß 14 der kaiserlichen Verordnung vor¬
gesehene Glaubhaftmachung handelt , sind die Bestimmungen des Z 16 des
Gesetzes und des § 28 der gegenwärtigen Verordnungen anwendbar.

8 30.
Die Begünstigungen des Z 9 des Gesetzes finden unter de» ebendort

vorgesehenen Bedingungen ans die Übertragungen von Gebäuden Anwendung,
welche auf Grund von Rechtsgeschäften staltfinden , die nach Beginn der Wirk¬
samleit des Gesetzes abgeschlossen werden.

Früher abgeschlossene Rechtsgeschäfte unterliegen lediglich den zur Zeit
des Abschlusses geltenden Bestimmungen.

8 31.
Wenn in Ansehung eines Nachlasses , bei dem der Erbanfall vor dem

Zeitpunkte des Beginnes der Wirksamkeit des Gesetzes eingetreten ist, in diesem !
Zeitpunkte der Lauf der im Z 10 der kaiserlichen Verordnung vom 16 . August
1899 angeordnete » Zinsen noch nicht begonnen halte , so sind die 4percentigen
Zinsen nach H 1l des Gesetzes erst vom Abläufe der Frist von zwölf Monaten >
vom Tage des Erbanfalles , beziehungsweise von dem im zweiten Absätze im
Z II des Gesetzes erwähnten späteren Zeitpunkte an zu berechnen , und zwar
bis zu dem Zeitpunkte der Fälligkeit der Gebür-

Hatte dagegen der Lauf der im Z 10 der kaiserlichen Verordnung er¬
wähnten Zinsen zur Zeit des Beginnes der Wirksamkeit des Gesetzes zwar
schon begonnen , war jedoch in eben diesem Zeitpunkte die im ersten Absätze
des Z 11 des Gesetzes bestimmte Frist von zwölf Monaten noch nicht ab-
gelaufen , so wird mit diesem Zeitpunkte der Lauf der bis dahin mit 5 Percent
zu berechnende » Zinsen unterbrochen . Vom Ablaufe des gedachten Zeitraumes
von zwölf Monaten an sind sodann die im Z 11 des Gesetzes vorgesehenen
4percentigen Zinsen bis zum Zeitpunkte der Fälligkeit der Gebür zu berechnen.

Wenn endlich im Zeitpunkte des Beginnes der Wirksamkeit des Gesetzes
der Lauf der im Z 10 der kaiserlichen Verordnung angeordneten Zinsen bereits
begonnen hatte und auch der im ersten Absatz des Z 11 des Gesetzes bestimmte
Zeitraum von zwölf Monaten bereits abgelaufen war , so sind von dem er¬
wähnten Zeitpunkte an die Zinsen gemäß H II des Gesetzes statt mit 5 Percent
nur mit 4 Percent zu berechnen , nnd zwar bis zu dem Zeitpunkte der Fällig¬
keit der Gebür . (Z 60 des Gesetzes vom 9 . Februar 1850 .)

8 32.
Im Hinblicke aus die im Z 72 des Gesetzes vom 9. Februar 1850

statuierte sächliche Haftung wird de» Behörden nnd Ämter », welche für die
zwangsweise Einbringung der Gebüren Sorge zu tragen haben , aufgetrag n,
wenn Gebüren für Übertragungen unbeweglicher Sachen (einschließlich der
etwaigen auf den Wert der übertragenen unbeweglichen Sachen verhältnismäßig
entfallenden 1-, 4 - oder 8percentigen Bereichernngsgebür ) innerhalb der
30tägigen Zahlungsfrist nicht entrichtet werden , nach Ablauf dieser Frist un¬
gesäumt nnd ohne Ausnahmedie bücherliche Sicherstellung sammt Nebcn-
gebüren zu veranlassen.

8 33.
Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 18 Juni 1901,

R .- G .- Bl . Nr . 74 , in Kraft.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte nnd im Landes¬
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns im Jahre

1001 pnblicierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgesehblatt.

Nr . 07 . Verordnung des Finanzministeriums vom
13 . Juni 1901 wegen Abänderung einiger Bestimmungen über die

abgabefreie Verwendung von Brantwein und Zucker zur Herstellung von
Liqueur für die Ausfuhr über die Zoll -Linie.

Nr . 08 . Verordnung des Finanzministeriums vom
18 . Mai l90I , betreffend das Übereinkommen zwischen der k. k. öster¬
reichischen und der fürstlich Liechlenstein ' schen Regierung zum Zwecke der Ver¬
meidung von Doppelbesteuerungen.

Nr . OS. Kundmachung des Eisenbahuministeriums
vom 5 . Juni 190 I , betreffend die Abänderung einiger Bestimmung?»
der Allerhöchsten Concessionsurkunde vom 28 . Juli 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 136,
für die Localbahn Linz-Ürfahr nach Aigen (Mühlkreisbahn ) .

Nr . 7V . Kundmachung des Eiseubahnmiuisteriums
vom 5 . Juni 1901 , betreffend die Erstreckung der Baufrist für die
Localbahn Teltsch —Zlabings.

Nr . 7t . Verordnung des Finanzministeriums vom
8 . Juni 1901 , betreffend die Festsetzung der Taxen für die Ausfertigung
von Bieranalhsencertificaten anlässlich der Bier -Ein - nnd Ausfuhr.

Nr . 72 . Verordnung des Finanzministeriums vom
18 . Juni 1901 , mit welcher der in der Verordnung vom II . Februar
1900 , R .-G . -Bl . Nr . 25 , festgesetzte Termin zur Einlösung der Kupfer¬
scheidemünzen zu 1 nnd Hz kr. ö. W . zum halben Nennwerte bis auf weiteres
verlängert wird.

Nr . 75 Kundmachung des Handelsministeriums
vom 10 . Juni 1901 , betreffend die neuerliche Zulassung der Elek-
tricitätszählertype XX , weiters die definitive Zulassung der Elektricitätszähler-
type X1 .IV und die provisorische Zulassung der Elektricitätszählerthpe XIV
zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 74 . Gesetz vom 18. Juni 1901 , betreffend Gebüren
von Vermögensüberlragungen . *)

Nr . 75 . Verordnung der Minister der Finanzen
und der Justiz vom 21 . Juni 1901 zur Durchführung des
Gesetzes vom 18 . Juni 1901 , R .-G .-Bl Nr . 74 , betreffend Gebüren von
Bermögensübertragnngen . - )

Nr . 70 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 5 . Juni 1901,  betreffend die Fristerstreckung für die Betriebs-
eröffnnng mehrerer Linien des Netzes von Kleinbahnlinien im Gebiete der
königlichen Hauptstadt Prag und der angrenzenden Gemeinden.

Nr . 77 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 13 . Juni 1901 , betreffend eine rücksichtlich der Concessionäre
der Localbahn Tirschnitz — Wildstein — Schöubach eingetretene Änderung.

Nr . 78 . Gesetz vom 23 . Juni 1901 , betreffend die
Forterhebnng der Steuern und Abgaben , sowie die Bestreitung des Staats-
anfwandes in der Zeit vom 1 . Juli bis Ende December 1901.

Nr . 70 . Allerhöchstes Handschreiben vom 22 . Juni
1901,  betreffend das Verhältnis , in welchem die im Reichsrathe vertretenen
Königreiche »nd Länder in der Zeit vom 1. Juli 1901 bis 30 . Juni 1902
zu den Kosten der gemeinsamen AiigelegenheUen beizntragen haben.

Nr . 80 . Gesetz vom 26. Juni 1901 , womit Be¬
stimmungen der Rentensteuer abgeändert werden.

Nr . 81 . Gesetz vom 27 . Juni 1901 , womit be-
zUglich der beim Kohlenbergbaue in der Grube beschäftigten Arbeiter das
Gesetz vom 21 . Juni 1884 , R . G .-Bl . Nr . 115 , über die Beschäftigung von
jugendlichen Arbeitern und Frauenspersonen , dann über die tägliche Arbeits¬
dauer und die Sonntagsruhe beim Bergbane abgcändert wird.

Nr . 82 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18 . Juni 1901 , betreffend die Ermächtigung des k. k. Haupt¬
zollamtes I . Classe in Aussig zur zollfreien Behandlung von Übersiedlungs¬
effecten.

L. Landesgesktzblatt.

Nr . 25 . Verordnung der k k. n.-ö. Finanz Landes-
Diiection vom 22 . Juni 1901 . Z . 35890 , betreffend die
Zulassung von Straßen zum Transporte anmeldnngspflichtigerBier -, Mineralöl -,
Zucker - und Brantweinsendungen , welche im Verkehre zwischen den im Reichs¬
rathe vertretenen Königreichen nnd Ländern »nd den Ländern der ungarischen
Krone Vorkommen.

Nr . 20 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 29 . Juni
1901 . Z . 53703,  betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe » im all¬
gemeinen öffentlichen Krankenhause in Ober -Hollabrunn und die Einführung
von drei Vervflegsclassen in diesem Krankenhause.

Nr . 27 . Kundmachung der k. k. n. - ö. Finanz-
Landes -Direction vom 2 . Juli 1901 , Z . 44716 , be¬
treffend die Termine zur Einzahlung der direkten Steuern im III . Quartale 1901.

Nr . 28 . Gesetz vom 28 . Juni 1901 , wirksam für das
Erzherzogthum Österreich unter der Enns , betreffend die Entwässerung ver¬
sumpfter Grundstücke in Wenjapons (Gerichtsbezirk Raabs ).

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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